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Als die Redaktionsmitglieder von kripo.at darüber diskutierten, was man als Leitthema 

für die Oktober-Ausgabe  nehmen könnte, wurde der Vorschlag  „Schattenwirtschaft“ 

freudig angenommen. Während  andere vorgeschlagenen Themen kaum  Anklang fan-

den, wussten alle etwas zu diesem Thema zu berichten.

Wieso konnte über Schattenwirtschaft jeder etwas sagen, während über die Themen 

Forensische Gerontologie, digitale Ermittlungsmethoden oder Oderologie kaum Wort-

meldungen kamen? Natürlich, weil jeder von uns schon mit Schattenwirtschaft Er-

fahrungen gemacht hat. Die Schattenwirtschaft, vielleicht besser als Pfusch oder 

Schwarzarbeit bekannt, ist ein Delikt mit dem praktisch jedermann konfrontiert ist. 

Die Frage „brauchen`s a Rechnung?“ hat jeder schon gehört, und Hand aufs Herz, ha-

ben Sie immer auf eine Rechnung verzichtet?  Die Mehrwertsteuer zu ersparen lockt 

halt schon. Es müssen ganz schön viele gewesen sein, die auf eine Rechnung verzich-

tet haben, sonst kämen die Berechnungen nicht auf 1,7 Milliarden Euro Umsatz für die 

Schattenwirtschaft bei uns.

„Pfusch happens“, entspricht der Wirklichkeit.

Natürlich prügeln Wirtschaftskammer, Unternehmerverbände und staatliche Stellen 

auf die Pfuscher ein. Diese Bösen sind schuld, dass dem Staat und den legalen Unter-

nehmen Millionen an Steuern und Unternehmensgewinnen verloren gehen. „Jagt die 

Pfuscher“ heißt es dann. Und wie bei jeder Jagd gibt es Kollateralschäden. Nachbar-

schaftshilfe, eine der letzten menschlichen Verbindungen in einer digitalisierten Welt, 

wird in eine Reihe mit Schwerkriminalität gestellt.

Während man die Kleinen "hängt", lachen sich die wirklichen Gewinner der Schatten-

wirtschaft ins Fäustchen. Der Pfuscher, welcher sich über 100 Euro freut, die er tat-

sächlich erarbeitet hat, ist ein armes Würstchen. Andere scheffeln Millionen mit einem 

Knopfdruck – und alles an der Steuer vorbei. Wer das ist: die Schattenbanken. Ge-

meint sind nicht dubiose Geldverleiher in einem Hinterhof, sondern Finanzfonds, pri-

vate Equity-Fonds, Offshore-Stiftungen, Hedgefonds und ähnliche Geldmaschinen. 

Die Repräsentanten dieser Zweckgemeinschaften agieren natürlich im gesetzlichen 

Rahmen, sind sie doch nicht selten die Tochterfirmen renommierter Banken. Neben 

dem traditionellen Bankensystem wurde in den letzten Jahren dieses „fern jeder Steu-

erpflicht“ agierende System aufgebaut. Wie die letzte Finanzkrise könnte auch die-

ses System irgendwann dem „braven Steuerzahler“ auf den Kopf fallen. Laut einer Un-

tersuchung  des „Financial Stability Board“ war der Umsatz dieses Systems im Jah-

re 2002 rund 27 Billionen Dollar und hat sich bis 2011 auf  67 Billionen erhöht. Immer-

hin ist das bereits ein Viertel des Gesamtumsatzes des weltweiten Kapitalmarktes und 

38% der Verbindlichkeiten von Banken.

Es war die vielgeschmähte EU, die 2012 erkannte, dass hier ein System neben dem 

Bankenwesen und neben der Steuer entstanden war, und verlangte Regulierungen. 

Man erkannte, dass ein Crash dieses undurchsichtigen Systems auch das traditionelle 

Bankensystem in eine neue Krise führen würde. Der EU-Kommissar für den Binnen-

markt, Michel Barnier, verlangte, dass dieses bankenähnliche System an die Leine ge-

nommen werde. Die Krümmung von Gurken zu bestimmen war sicher einfacher.

„Die Einen stehen im Schatten und die Anderen stehen im Licht“ heißt es so treffend 

in der Drei-Groschen-Oper. Es wäre an der Zeit, dass man die Schattenbanken ans 

Licht holt und nicht nur den Pfusch als staatsgefährdend ansieht.

Richard Benda
Präsident
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Schweiz: 
Suchtprävention: Warnung reicht nicht

Junge Menschen, die Alkohol, Tabak oder 
Cannabis konsumieren, holen eher Informati-
onen über die damit verbundenen Risiken ein 
als Abstinenzler und kennen diese daher bes-
ser. Das hat eine Befragung junger Schweizer 
durch Mediziner der Universität Zürich erge-
ben. 
Um zu ermitteln, wie gut junge Menschen über 
Alkohol, Cannabis und andere Drogen infor-
miert sind, hat das Züricher Team eine Studie an 
knapp 12.000 Männern anlässlich ihrer Rekru-
tierung für den Schweizer Militärdienst durch-
geführt. Insgesamt gab knapp jeder Sechste 
an, sich innerhalb der vorangegangenen zwölf 
Monate im Internet über Suchtmittel informiert 
zu haben. Bei Risiko-Konsumenten beispiels-
weise von Alkohol (sechs oder mehr Getränke 
nacheinander) oder Cannabis (zwei Mal pro 
Woche oder öfter) lag der Anteil mit 20 Prozent 
bzw. 38 Prozent jedoch deutlich höher.
Zudem informieren sich Konsumenten von 
Suchtmitteln nicht nur eher, sondern auch 
öfter über die Substanzen und potenzielle Ri-
siken. Dementsprechend aufgeklärt geben sie 
sich auch. Über 70 Prozent jener Befragten, 
die selbst Suchtmittel einnehmen, erachten ihr 
Wissen um die gesundheitlichen Folgen von 
Alkohol-, Tabak- oder Cannabiskonsum als 
sehr gut. Damit schätzen sich gerade Risiko-
Gruppen besser ein als Abstinenzler. Konsu-
menten sind meist schon aus eigenem Antrieb 
gut informiert. Medienkampagnen zur Präven-
tion von Substanzmissbrauch sollten daher kri-
tisch begutachtet werden.

Italien: Minisensor - Geringste Mengen giftiger Gase erkennen 

Ein in Italien neu entwickelter Hightech-Sensor kann 

selbst kleinste Mengen an giftigen Gasen und ande-

rer Schadstoffsubstanzen identifizieren. Mithilfe des 

fotoakustischen "Diapason" lassen sich ohne großen 

Kostenaufwand selbst Moleküle in minimaler Konzen-

tration aufspüren, wie Forscher des Istituto Nanosci-

enze berichten.

Die Funktionsweise des nur drei Zentimeter großen Prototypen ist ebenso ein-

fach wie einleuchtend: Ein intermittierender mit Terahertz-Frequenzen arbei-

tender Laserstrahl, in regelmäßigen Abständen erhitzt und wieder abgekühlt, 

erzeugt beim Zusammentreffen mit den Gasmolekülen akustische Wellen. Die-

se wiederum setzen den kleinen aus Quarz gefertigten Diapason in Abhängig-

keit der jeweiligen Gaskonzentration in Bewegung. Aufgespürt werden können 

selbst mehrere milliardenfach verdünnte Substanzen.

Diapason ist ein hochempfindlicher Sensor, der sich gleichzeitig durch seine 

geringen Abmessungen, niedrigen Kosten und das Auskommen ohne Kryo-

technik auszeichnet. Damit öffne sich eine Vielzahl von Anwendungsmöglich-

keiten vor allem auch Sicherheitsbereich. 

Deutschland: Masterstudiengang für Kriminalisten

Der Wunsch nach besserer Qualifikation von Kriminalisten 
wird in der Praxis und auch von Polizeigewerkschaften 
immer wieder vorgebracht. Es gibt erste Angebote, z.B. 
den "Master of Arts Criminal Investigation" der privaten 
Steinbeis-Hochschule in Berlin http://www.school-grc.
de/studium/master-of-arts-criminal-investigation.html, 
den der BdK mit drei Teil-Stipendien unterstützt:
http://www.school-grc.de/index.php?id=326. Allerdings 
fallen dort für das zweijährige Studium Gebühren in Höhe von 29.000.- Euro an. 
Zum Vergleich:
Der akkreditierte Bochumer Masterstudiengang "Kriminologie und Polizeiwissen-
schaft" an einer staatlichen Universität www.makrim.de verlangt für die gleiche 
Studienzeit und einen gleichwertigen Abschluss weniger als 4.000.- Euro Studi-
engebühren - allerdings muss man dort ein aufwändiges Auswahlverfahren be-
stehen.

USA: E-Nummernschilder denkbar

Der US-Bundesstaat South Carolina er-
wägt den Einsatz elektronischer Autokenn-
zeichen. Davon würden das Department of 
Motorvehicles, die US-Zulassungsstelle und 
die Strafverfolgungsbehörden profitieren. 
Sie könnten Nachrichten direkt auf die Rückseite eines entsprechenden Num-
mernschildes einfügen. 
Wird ein Auto ohne Registrierung und Grundversicherung gefahren, so könnten 
Meldungen wie "unversichert" oder "gesperrt" abgebildet werden. Im Falle eines 
Diebstahls ließen sich zudem Wagen mittels digitaler Anzeige auch als "gestohlen" 
klassifizieren. 
Experten zufolge birgt das digitale Autokennzeichen aber nicht nur Vorteile. 
"Überall dort, wo Technik zum Einsatz kommt, kann diese auch ausfallen". Beim 
Auto führt dies zu einer erhöhten Fehleranfälligkeit. Überdies sei man vor der Ma-
nipulation eines "Hackers" nicht gefeit. So könnte auf diese Weise, jedes beliebige 
Fahrzeug von einem Kriminellen gekennzeichnet werden.
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Manches beginnt ja auch ganz harm-

los, so z.B. in den süd- bzw. südosteu-

ropäischen Ländern. Da werden klei-

nere Betriebe wie Kürschner, Taschner 

Schmuckdesigner oder ähnliche Hand-

werker, eingeladen, für große Marken 

Probearbeiten zu liefern. 

Im Allgemeinen gibt es für diese Arbeiten 

kein Geld. Das benötigte Material wird je-

doch gratis zur Verfügung gestellt. 

Dass sich diese Betriebe in meist wirt-

schaftlich schlecht entwickelten Regi-

onen befinden, ist kein Zufall. So können 

die Herstellerpreise und damit vor allem 

die Lohnkosten auf ein Minimum gedrückt 

werden. Die Qualität der geleisteten Pro-

bearbeiten ist im allgemeinen gleich. 

Dennoch erhalten meist sogenannte 

Best- und Billigbieter den Zuschlag der in 

wirtschaftlichen Grauzonen agierenden 

Organisationen. Nach welchen Maßga-

ben dieser erfolgt, bleibt meist ein gut 

gehütetes Geheimnis. 

Vom Erfolg dieser Betriebe hängt oftmals 

das Überleben ganzer Familien ab. Da-

her bemühen sich jene, die in der Aus-

schreibung  nicht berücksichtigt wurden, 

ebenfalls ihr "know how" zu nützen  und 

die gleichen Waren in größeren Auflagen 

herzustellen. Der Unterschied ist oft mar-

ginal und meist auch für Fachleute nicht 

erkennbar.

Underground Economy

Völlig anders ist die Situation bei der "Un-

derground Economy" großen Stils. Wie 

groß die Gewinne, welche über Waffen-

handel, Drogen, Prostitution, Schmuggel 

und Hehlerei erwirtschaftet werden, tat-

sächlich sind,  kann ebenfalls  nur ge-

schätzt werden - Dabei handelt es sich 

nicht um  irgendwelche "Hinterzimmer-

geschäfte" sondern oftmals um äußerst 

respektable Persönlichkeiten, die ihrer-

seits mit teilweise ebenso respektablen 

Firmen kooperieren. Fliegen diese Deals 

auf, kann es schon passieren, dass man 

sich in dem einen oder anderen Land 

durch Zahlung einer entsprechend hohen 

Summe freikaufen kann.

Sehr zum Unterschied vom pfuschenden 

Handwerker oder Arbeiter landen diese 

Gewinne nicht wieder in der nationalen 

Volkswirtschaft, sondern in den noch im-

mer zahlreich vorhandenen Steueroasen 

dieser Welt.

Dass der Ermittlungsaufwand im Bereich 

der sogenannten "white colar crime" im-

mer grösser wird, ist unbestritten. So ge-

ben  polizeiliche Daten das tatsächliche 

Ausmaß der Wirtschaftskriminalität oft 

nur nur eingeschränkt wieder. Die großen 

Fälle werden oft nur durch Zufall entdeckt. 

Dabei spielt oft die Aufmerksamkeit von 

Zollbeamten oder die "Revanche" betro-

gener Partner eine wesentliche Rolle.

Vorzeigeland Österreich

Die europäische Schattenwirtschaft ist 

nach einer Studie des Linzer Wirtschafts-

wissenschaftlers Friedrich Schneider in 

den vergangenen Jahren geschrumpft. 

Gemessen an der Wirtschaftsleistung 

sank der Anteil der Schwarzarbeit in Eu-

ropa von 22,4 Prozent im Jahr 2003 auf 

18,5 Prozent im laufenden Jahr. In abso-

luten Zahlen beläuft sich die informelle 

Wirtschaft in Europa auf 2,15 Billionen 

Euro.

Österreich ist mit einem Anteil von acht 

Prozent der Schwarzarbeit am Bruttoin-

landsprodukt ein Vorzeigeland und liegt 

damit hinter der Schweiz auf Rang zwei. 

In absoluten Zahlen macht der „Pfusch“ 

hierzulande 24 Mrd. Euro aus.

Kaum zu erfassen sind jedoch die wirk-

lich großen Geschäfte internationalen 

Stils, hier bedarf es weiterer wirksamer 

Mechanismen, um erfolgreich zu sein. 

•JWL

top-thema

... ist viel Schatten. Oder auch - wo viel Geld fließt, bleiben meist große Teile seiner Herkunft im Dunkeln. Das Phänomen der 
Schattenwirtschaft an sich ist nicht neu und in den meisten sozialen Gemeinschaften nachzuweisen. Dabei geht es nicht nur 
um unkontrollierte Geldflüsse, sondern auch um  Produktionen und Dienstleistungen außerhalb der Legalität.

Wo viel Licht ist, ...
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kripo.at: Wie würdest Du die Schat-

tenwirtschaft im Sinne der Kriminalitäts-

bekämpfung definieren?

Mag. Unterköfler: Grundsätzlich 

versteht man unter Schattenwirtschaft 

alle privatwirtschaftlichen Aktivitäten, die 

zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöp-

fung beitragen, für die aber keine bzw. nur 

zum Teil Steuern und Sozialabgaben ent-

richtet werden. Zur Schattenwirtschaft im 

weiteren Sinne zählen auch wirtschaftlich 

kriminelle Handlungen. Vielfach besteht 

in Bezug auf die Erscheinungsformen der 

Schattenwirtschaft keine Zuständigkeit 

der Polizeibehörden. Mit dem Sozialbe-

trugsgesetz 2005 wurde aber für schwe-

re Formen der „Schwarzarbeit“, wie das 

betrügerische Vorenthalten von Sozial-

versicherungsbeiträgen und die organi-

sierte Schwarzarbeit, eigene Tatbestände 

im Strafgesetzbuch geschaffen, wobei 

allerdings auch hier eine grundsätzliche 

Zuständigkeit der Finanzpolizei besteht. 

Die Praxis zeigt jedoch, dass diese For-

men des Sozialbetruges fast immer mit 

anderen strafrechtlichen Delikten wie 

Untreue, Betrug oder Krida einhergehen 

und deshalb auch von den Kriminalisten 

vielfach ermittelt  werden müssen. Im 

Wesentlichen beschränkt sich die Zu-

ständigkeit der Polizei auf die verschie-

denen Betrugsformen in diesem Bereich. 

Gerade zur Aufklärung von organisierten 

Sozialbetrügereien sind besondere Er-

mittlungsinstrumente erforderlich, die der 

Finanzpolizei nicht zur Verfügung stehen. 

kripo.at: Wo liegt der Schaden, der 

durch die Schattenwirtschaft verursacht 

wird?

Prof. Dr. Dr.h.c.mult. Friedrich Schnei-

der, Institut für Volkswirtschaftslehre, Jo-

hannes 

Kepler Universität Linz, erklärt in seinem 

Vortrag im Juni 2012 in Salzburg, dass 

in Österreich das durchschnittliche Aus-

maß der Schattenwirtschaft (des Sozial-

betrugs) im Jahr 2012 19,6 Mrd. Euro und 

der Schaden daraus durch Steuer und 

Sozialversicherungsbeitragsausfälle zwi-

schen 2,0 und 2,5 Mrd. Euro liegen.

Mag. Unterköfler: In erster Li-

nie werden Sozialversicherungsabgaben 

und Steuern hinterzogen. Es muss aber 

festgestellt werden, dass in einigen Bran-

chen Erscheinungsformen auftreten, die 

schwer kriminell sind und massive Schä-

den bei den Sozialversicherungsträgern 

und den Finanzbehörden verursachen. 

Dazu kommen noch eine Reihe von Fol-

ge- und Begleitschäden. Durch die An-

meldung bei einem Sozialversicherungs-

träger entstehen Leistungsansprüche 

aus der Krankenversicherung, der Pensi-

onsversicherung, der Unfallversicherung 

und der Arbeitslosenversicherung, die oft 

auch tatsächlich in Anspruch genommen 

werden, obwohl die entsprechenden Ab-

gaben nie oder nur teilweise entrichtet 

wurden. In manchen Branchen haben 

diese Erscheinungsformen ein Ausmaß 

erreicht, sodass eine massive Wettbe-

werbsverzerrung eingetreten ist. 

Wie durch die ressortübergreifende Task 

Force „Sozialbetrug“ bewiesen werden 

konnte, verursachten die überführten 

Scheinfirmen in den Jahren 2010 bis 2011 

10 Fragen an ...

Mag. Rudolf Unterköfler 
stammt aus Arriach in Kärnten und trat im Juni 
1978 in die Wiener Sicherheitswache ein. Nach der 
Ausbildung zum Kriminalbeamten war er bei der 
Wirtschaftspolizei  (1985 - 1987) tätig. Neben dem 
Beruf absolvierte er das Jusstudium (Abschluss 
1987). Im Jänner 1994 wurde er Hauptreferent in 
der Wirtschaftspolizei und im Jahr 2002 wechselte 
er in das Bundeskriminalamt, in dem er 2003 das 
damalige Büro II/BK/3.4. (Wirtschafts- und Finan-
zermittlungen) leitete. Nach der Änderung der Or-
ganisationsstruktur des Bundeskriminalamts und 
der Gründung der Abteilung II/BK/7 (Wirtschafts-
kriminalität) im Juli 2010 wurde  Mag Unterköfler  
im Oktober 2011 als deren Leiter bestellt. In der 
Abteilung Wirtschaftskriminalität arbeiten über 100 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In deren Zustän-
digkeit fallen: 
Leitung und Koordinierung der Sicherheitsbehör-
den und -dienststellen, Ermittlungen sowie interna-
tionale polizeiliche Kooperation auf den Gebieten 
Betrug und Fälschungsdelikte, Wirtschaftsdelikte, 
Abschöpfung und Sicherheitsleistung und Geld-
wäsche.
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mag. unterköfler

durch Steuerhinterziehung und Sozialver-

sicherungsbetrug Schäden in dreistelliger 

Millionenhöhe. Da wir nur gegen einen ge-

ringen Teil dieser dubiosen Firmen Ermitt-

lungen durchgeführt haben, ist der von 

Prof. Schneider angegebene Schaden für 

die Steuerbehörden und die Sozialversi-

cherungsträger durchaus plausibel.  

kripo.at: Wie könnte man die Schat-

tenwirtschaft in den Griff bekommen?

Mag. Unterköfler: Wenn damit 

gemeint ist, wie ich eine Schattenwirt-

schaft absolut verhindern kann: grund-

sätzlich gar nicht. Wo es Wirtschaft gibt, 

gibt es auch eine Schattenwirtschaft. Die 

Frage ist nur, wie kann ich die Schatten-

wirtschaft so weit wie möglich eindäm-

men?

Es handelt sich dabei um ein gesellschaft-

liches Problem, geprägt durch Traditi-

on, „Nachbarschaftshilfe“, hohe Steuern 

und schwierige steuerrechtliche Bestim-

mungen. Ohne Schattenwirtschaft wür-

de jedoch in Österreich z.B. vieles nicht 

gebaut oder würden bestimmte Dienstlei-

stungen nicht erbracht werden.

Ermittlungen auf allen Gebieten sind äu-

ßerst schwierig, da eine scheinbar opfer-

lose Tat vorliegt. Beide Teile (Auftragge-

ber und Auftragnehmer) sind straffällig, 

ziehen jedoch ihren Nutzen aus der Tat. 

Geschädigt werden verschiedene juri-

stische Personen / Institutionen. 

Daher auch: der Verlust wird sozialisiert – 

der Gewinn wird individualisiert.

Wir sollten jedoch auch darauf hinweisen, 

dass die Schattenwirtschaft in Österreich 

laut Prof. Dr. Schneider in den letzten Jah-

ren zurückging. Auch die Politik war nicht 

untätig und es wurden viele Maßnahmen 

getroffen, um der Schattenwirtschaft Herr 

zu werden. 

kripo.at: Gibt es eine so genannte 

best practice Methode zur Eindämmung 

bzw. Bekämpfung der Schattenwirt-

schaft?

Mag. Unterköfler: Kriminal-

polizeilich gesehen ist der Einsatz von 

ressortübergreifenden Task Forces oder 

Ermittlungsteams gegen die schweren 

Fälle des organisierten Sozialbetruges 

zielführend. Dies hat die Task Force 

„Sozialbetrug“ sehr deutlich gezeigt.  

Der Gesetzgeber hat auch eine Reihe 

von Maßnahmen getroffen, um den So-

zialbetrug einzudämmen. Als Beispiel 

kann die Auftraggeberhaftung genannt 

werden. Dazu kamen eine Reihe von 

administrativen Maßnahmen, die die-

se und ähnliche Betrugsformen ver-

hindern oder zumindest erschweren 

sollten. Es ist aber festzustellen, dass 

gerade im organisierten Bereich immer 

wieder „Schlupflöcher“ gefunden wer-

den, um diese Vorschriften zu umge-

hen.  Für mich ist die Schwarzarbeit ein 

klassisches Kontrolldelikt. Mit der Ein-

richtung der Finanzpolizei und Betrugs-

gruppen bei einzelnen Sozialversiche-

rungsträgern wurde hier sicherlich ein 

richtiger Schritt gesetzt. 

kripo.at: Was brachte die Task Force 

„Sozialbetrug“, die von 2010 bis 2012 un-

ter der Leitung des .BK arbeitete, an Er-

kenntnissen?

Mag. Unterköfler: Die ressor-

tübergreifende Task Force wurde aus 

Beamtinnen und Beamten des BMF, der 

Sozialversicherung und des BMI gebildet. 

Wissenschaftlich begleitet wurde die Task 

Force auch von der juridischen Fakultät 

der Universität Wien. 

Anhand von sichergestellten Unterlagen 

konnten der Umfang des organisierten 

Sozialbetrugs sowie eine Reihe von  modi 

operandi erkannt werden. Dabei errech-

neten wir nur in den ermittelten Fällen 

einen Schaden in dreistelliger Millionen-

höhe. Die Ermittlerinnen und Ermittler 

enttarnten z. B. mehr als 9.000 Schein- 

bzw. Deckungsrechnungen mit einer Ge-

samtsumme von ca. € 84.000.000,-. (Anm: 

Schein- und Deckungsrechnung sind 

Rechnungen, denen keine adäquate Lei-

stung zugrunde liegt)

Schlussendlich gelang es uns, die ent-

sprechenden Institutionen für das Thema 

Steuer- und Sozialabgabenbetrug zu sen-

sibilisieren und Schwächen im derzeitigen 

System aufzuzeigen. 

Es konnte auch vermittelt werden, dass, 

um effizient und erfolgreich gegen diese 

Betrugsform mit all ihren Erscheinungs-

formen und der hohen Begleitkriminalität 

vorzugehen, eine enge Kooperation zwi-

schen der Sozialversicherungen, der Fi-

nanzverwaltung, der Justiz und der Polizei 

notwendig ist. 

kripo.at: Warum erfolgte die Auflö-

sung der Task Force „Sozialbetrug“?

Mag. Unterköfler: Ziel der Task 

Force war das know-how der einzelnen 

betroffenen Ministerien zusammenzufüh-

ren, die Bandbreite der modi operandi 

aufzuzeigen, Systemschwächen aufzu-

zeigen und effiziente Ermittlungsmetho-

den zu finden. Dies ist auch gelungen. 

Mit dem aus der Task Force gesammelten 

know how erfolgten gemeinsame Schu-

lungen von Kriminalisten, Finanzpolizisten 

und Vertretern der Sozialversicherungen 

in den Bundesländern, um den Sozialbe-

trug regional effizient zu bekämpfen. 

kripo.at: Wie sieht es in Bezug auf 

den Sozialbetrug mit der Ausbildung der 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 

aus?

Mag. Unterköfler: Grundsätz-

lich können diese Ermittlungen nur von 

speziell ausgebildeten Kriminalisten der 

Wirtschafts- oder Betrugsgruppen ge-

führt werden, die Grundzüge des Finanz-

rechtes und des Sozialversicherungs-

rechtes kennen und bereits Erfahrungen 

in diesem Bereich gesammelt haben. 

Wie bereits erwähnt, haben wir je zwei 

Wirtschafts- bzw. Betrugsermittler pro 

LKA in diesem Bereich geschult und es 

stehen die Mitglieder der Task Force und 

auch das .BK für Problemstellungen den 

Ermittlern zur Verfügung. 

• Die Fragen stellte VKÖ Vizepräsident 

ChefInsp. Helmut Bärtl

 



top-thema

11

Mit steter Regelmäßigkeit erheischen rei-

ßerische Schlagzeilen unsere Aufmerk-

samkeit, die Anlass zur Sorge geben: Die 

Rede ist von der Baumafia, Scheinfirmen, 

der allseits grassierenden Schattenwirt-

schaft, der Geißel des Sozialbetrugs und 

der Schwarzarbeit, die der öffentlichen 

Hand bzw. der gesamten Volkswirt-

schaft astronomische Schadenssum-

men zufügen. Eine besondere Spielform 

stellt dabei der Sozialversicherungsbe-

trug mittels Scheinfirmen dar: Bei den 

Scheinfirmen handelt es sich um klas-

sische Briefkastenfirmen, meist GmbHs, 

zum Teil auch Personengesellschaften 

oder gar Einzelunternehmer, die über 

einen Zeitraum von mehreren Monaten 

als Anmelde- und Verrechnungsvehikel 

Anwendung finden. Ein solcher Schein-

firmenmantel bietet die Möglichkeit, hun-

derten, in Ausnahmefällen auch mehr als 

tausend Personen durch Anmeldung zur 

Sozialversicherung Versicherungsschutz 

zu verschaffen, ohne dass die dafür auf-

laufenden Sozialversicherungsbeiträge 

und Lohnabgaben entrichtet würden. 

Modus Operandi

Wie funktioniert das im Detail? Als „Tat-

waffe“ kann entweder ein bestehender 

Mantel übernommen oder eine neue 

Gesellschaft gegründet werden. Zur Ab-

schirmung vor Haftungen und Strafver-

folgung treten bei diesem Gründungs-

vorgang freilich nicht die tatsächlichen 

Machthaber in Erscheinung; sie bedie-

nen sich vielmehr eines – meist aus-

ländischen – Strohmanns, der für seine 

Eintragung als Alleingesellschafter und 

-geschäftsführer eine einmalige Abfin-

dung erhält und in weiterer Folge nicht 

mehr greifbar ist. Eine weitere Abschir-

mungsmöglichkeit, die insbesondere in 

den letzten Jahren äußerst häufig auftritt, 

ist die Verwendung von Falschidentitäten 

bei Eintragung im Firmenbuch. Im Zuge 

von Ermittlungen einer Spezialeinheit 

des Bundekriminalamts wurde beispiels-

weise eine Person ausgeforscht, die in 

einem Zeitraum von 5 Jahren mit 12 ver-

schiedenen Identitäten 15 Scheinfirmen 

übernommen hatte. Der im Firmenbuch 

eingetragene Firmensitz ist üblicherwei-

se ein reiner Briefkasten, ein verwaistes 

Kellerabteil oder ein Lagerraum, in dem 

sich keinerlei Indizien für eine betrieb-

liche Infrastruktur feststellen lassen.

Nach Übernahme wird der Firmenmantel 

als Vehikel zur massenhaften Anmeldung 

von Personen zur Sozialversicherung 

verwendet. Ab diesem Zeitpunkt ist die 

baldige Insolvenz – üblicherweise infolge 

eines Insolvenzantrags der Gebietskran-

kenkasse oder der Finanzverwaltung – 

bereits vorprogrammiert. Da der Gesell-

schaftsmantel bewusst vermögenslos 

gehalten wird, gehen die Gläubiger leer 

aus. Die Lebensdauer einer Scheinfir-

ma ist dabei stark von der Fälligkeit der 

nicht-entrichteten Sozialversicherungs-

beiträge und Lohnabgaben sowie der 

daran anknüpfenden Mahn- und Exe-

kutionsvorgänge abhängig und beträgt 

üblicherweise zwischen 6 Monaten und 

einem Jahr. Mit der Insolvenzeröffnung 

kommt es schließlich zur Abmeldung der 

gemeldeten Personen und firmenbuch-

rechtlichen Löschung wegen Vermö-

genslosigkeit.

Schwarzmarkt für 

Anmeldungen

Bis zu diesem Zeitpunkt blüht der Han-

del mit Anmeldungen zur Sozialversi-

cherung. Der oder die Machthaber der 

Scheinfirmen nehmen gegen eine Ge-

bühr von etwa € 250 - € 500 pro Monat 

und Person Anmeldungen zur Sozial-

versicherung vor. Die gemeldeten Per-

sonen sowie ihre Angehörigen verfügen 

damit einerseits über umfassenden Ver-

sicherungsschutz in allen Zweigen der 

Sozialversicherung und scheinen zum 

anderen bei Schwarzarbeitskontrollen 

an Beschäftigungsorten als angemel-

dete Dienstnehmer der Scheinfirma auf. 

Hinter den einzelnen Anmeldungen bei 

ein und derselben Scheinfirma verber-

gen sich dabei ganz unterschiedliche 

Sachverhalte: Zum einen kann es sich 

um reine Scheinmeldungen handeln, 

d.h. die gemeldeten Personen gehen 

tatsächlich keiner versicherungspflichti-

gen Beschäftigung nach und benötigen 

die Anmeldung nur zur Erschleichung 

Scheinfirmen und 
Massenanmeldungen

Fernab des medialen Rummels um dayli und die Alpine schlittern regelmäßig österreichische Gesellschaften mit hunderten, 
in Einzelfällen auch über 1000 Mitarbeitern in die Insolvenz und verursachen der öffentliche Hand Schäden in Millionenhöhe.

top-thema
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von Versicherungsleistungen. Zum an-

deren handelt es sich um zwar tatsäch-

lich beschäftigte Personen, deren wahrer 

Dienstgeber jedoch die breite Verfüg-

barkeit von Scheinfirmen dazu nutzt, 

Lohnkosten zu senken. Die Auslagerung 

und Anmeldung von Dienstnehmern 

auf Scheinfirmen ist für sie immer noch 

günstiger, als die ordnungsgemäße Ent-

richtung von Lohn- und Sozialabgaben. 

Daneben besteht auch die Möglichkeit, 

dass tatsächlich selbstständig agieren-

de Arbeiterpartien von 5-10 Personen 

eigenständig Klein- und Kleinstaufträge 

lukrieren. Um versichert zu sein und bei 

Kontrollen nicht als Schwarzarbeiter zu 

gelten, organisiert oft der Partieführer 

Anmeldungen für sich und seine Leute 

bei einer Scheinfirma.

Brauchen’s eine 

Rechnung?

Neben dem Handel mit Anmeldungen 

zur Sozialversicherung stellt der Verkauf 

von Schein- und Deckungsrechnungen 

die zweite wesentliche Einkommens-

quelle der Hintermänner einschlägiger 

Scheinfirmen dar. Auf Bestellung werden 

Rechnungen im Namen der Scheinfirmen 

verfasst, die bei den Rechnungskäufern 

als Betriebsausgaben in die Buchhal-

tung aufgenommen werden und dort 

den steuerlich relevanten Gewinn min-

dern. Tatsächlich handelt es sich dabei 

oft um reine Scheinrechnungen, die nur 

der Gewinnminderung dienen. Daneben 

gibt es auch Deckungsrechnungen, die 

Schwarzlohnzahlungen an eigene Be-

schäftigte abdecken sollen. Die gekauf-

ten Rechnungen sind zudem ein probates 

Mittel zur Bildung von Schwarzgeldfonds 

und schwarzen Kassen, die vor allem für 

Schmiergeldzahlungen von wesentlicher 

Bedeutung sind. Die in der Scheinrech-

nung ausgewiesene Summe wird auf ein 

Geschäftskonto der Scheinfirma über-

wiesen, umgehend in bar behoben und 

in weiterer Folge unter Abzug der vorab 

vereinbarten Provision von 5–20% an 

den Rechnungskäufer zurückbezahlt. 

Bei Kontenöffnungen im Ermittlungsver-

fahren lassen sich daher meist ganz er-

hebliche Umsätze feststellen, bei denen 

hunderttausende Euros auf den Konten 

einlangen und am selben Tag noch be-

hoben werden.

Begleitkriminalität

Frappant ist zudem das hohe Maß an 

Begleitkriminalität, wie der missbräuch-

liche Bezug von Insolvenzentgelt beim 

Insolvenzentgeltfonds. Dieser öffentlich-

rechtliche Fonds wird durch Dienstge-

berzuschläge finanziert und hat den 

Zweck, Lohnausfälle der Dienstnehmer 

im Zuge einer Insolvenz auszugleichen. 

Wird nun eine Scheinfirma insolvent, 

langen üblicherweise zahlreiche Anträge 

auf Auszahlung von Insolvenzentgelt von 

Seiten der bei der Scheinfirma gemel-

deten Personen ein, die behaupten, das 

ihnen gebührende Entgelt über Wochen- 

und Monate nicht erhalten zu haben. 

Tatsächlich handelt es sich vielfach um 

missbräuchliche Anträge, da entweder 

eine reine Scheinmeldung vorliegt oder 

die Lohnzahlungen ohnedies bar auf die 

Hand kassiert wurden. Über lange Jahre 

wurden diese Anträge jedoch nicht wei-

ter hinterfragt und die beantragten Geld-

er ausbezahlt, womit es zu einer weiteren 

Schädigung der öffentlichen Hand kam. 

Aufgrund eine strengeren Prüfpraxis 

des Insolvenzentgeltfonds konnte diese 

Missbrauchsszenarien mittlerweile zu-

mindest eingedämmt werden.

Die sogenannten Scheinmeldungen fin-

den vor allem zum missbräuchlichen 

Bezug von Sozialleistungen Anwendung. 

Neben unmittelbaren Schädigungen wie 

Leistungen aus der Krankenversicherung 

sind auch mittelbare Missbrauchsszena-

rien, die auf die Erlangung von Anwart-

schaften in der Arbeitslosen- oder Pen-

sionsversicherung ausgerichtet sind, 

immer wieder zu beobachten. Beispiel-

haft zu erwähnen sind auch die soge-

nannten „Wochengeldfälle“: Dabei wurde 

festgestellt, dass eine Vielzahl von aus-

ländischen Frauen auf österreichische 

Scheinfirmen angemeldet wurden, wo-

bei es sich bei allen Frauen um das erste 

Versicherungsverhältnis in Österreich 

handelte. Bei allen Frauen kam es inner-

halb von vier Wochen zum Eintritt des 

Versicherungsfalls der Mutterschaft, d.h. 

sie brachten ihre Kinder in Österreich zur 

Welt und bezogen in weiterer Folge eine 

Geldleistung in Form des Wochengelds; 

kurz darauf waren sie nicht mehr im In-

land aufhältig; im Zuge der Ermittlungen 

wurden Zeitungsinserate entdeckt, die 

die Vermittlung einer Geburt in Österrei-

ch anpriesen.

Neben spezifischen Fällen der Sozialde-

linquenz dienen die Anmeldungen da-

rüber hinaus auch als Nachweis eines 

regelmäßigen Einkommens, womit sich 

auch Aufenthaltstitel oder Bankkredite 

trefflich erschleichen lassen. Ebenfalls 

sehr gängig sind Veruntreuungen von 

Luxus-KFZ, die im Namen der Scheinfir-

ma geleast werden und in weiterer Folge 

nicht mehr auffindbar sind.

Strukturen und 

Verbreitung

Sozialversicherungsbetrug mittels 

Scheinfirmen ist – entgegen der vielfach 

gehörten Aussage, es handle sich um ein 

Wiener Problem – ein bundesweites Phä-

nomen. Ermittlungen einer Spezialeinheit 

des Bundeskriminalamts erstreckten 

sich binnen kürzester Zeit auf 8 Täter-

gruppierungen, die über einen Zeitraum 

von 5 Jahren zumindest 202 Scheinfir-

men betrieben hatten. Dabei zeigte sich, 

dass ein und derselbe Scheinfirmenman-

tel vom Zeitpunkt seiner Aktivierung bis 

zur Insolvenzeröffnung von vielen Seiten 

geradezu ausgeschlachtet wird, in dem 

ganz unterschiedliche Hintermänner An-

meldungen und Rechnungen verkaufen. 

Die betroffenen Täterkreise, die meist 

entlang ethnischer Trennlinien verlau-

fen, haben Schnittmengen mit klas-

sischen Bereichen organisierter Krimi-

nalität. Kommandozentralen sind dabei 

vor allem einschlägige Kaffeehäuser, in 

denen Meldungen und Rechnungen ver-

kauft werden, Geschäftskontakte ange-

bahnt und Dienstnehmer aufgenommen 

werden.

• MMag. Dr. Martin Meißnitzer
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Wer sich mit dem Thema Kriminalität 

gegen und von alten Menschen befasst, 

stößt unweigerlich auf ein paar Namen. 

Dr. Josef Hörl, Dr. Helmut Kury, Dr. Andrea 

Berzlanovich sind die Doyens auf diesem 

Gebiet. Die VKÖ hat sie am 9. September 

zu einem Symposium in der Landespoli-

zeidirektion Wien eingeladen. Um die ge-

samte Problematik abzudecken, wurden 

die Vortragenden durch den Schweizer 

Experten Hans-Ullrich Helfer und zwei 

Praktikern aus dem Nahbereich: Mag. 

Henriette Höfner von der Fachstelle für 

Gewaltprävention NÖ und Bez.Insp. Chri-

stian Schnatter, der  sich im AST Ost mit 

Trickdiebstahl befasst, ergänzt. Die Mo-

deration der Veranstaltung übernahm der 

Chefredakteur von kripo.at, Prof. Josef W. 

Lohmann. In Vertretung des Hausherrn 

begrüßte Oberst Wolfgang Haupt die Gä-

ste und konnte schon in seiner Eröffnung 

konkret auf den Leitfaden des Symposi-

ums  „Kriminalität kennt kein Alter“ einge-

hen.

Dr. Helmut Kury, von der Universität Frei-

burg, eröffnete die Vortragsreihe mit Zah-

len und Fakten. Obwohl die Zahl der alten 

Menschen (lt. WHO alle über 75 Jahren) 

immer mehr steigt, ist von ihnen keine ge-

steigerte kriminelle Aktivität zu erwarten. 

Kury belegte, dass die unterschiedlichen 

Tatorte bei Gewalt gegen alte Menschen 

(Öffentlichkeit, Heime oder Privatbereich) 

auch unterschiedliche Täter produzieren, 

die wieder völlig unterschiedliche Motive 

haben. Gewalt gegen alte Menschen ist 

auch nicht nur im Bereich körperliche Ge-

walt angesiedelt, sondern vor allem im 

psychischen Bereich.

Ähnlich die Entwicklung in der Schweiz, 

wie Hans-Ullrich Helfer, Präsident von 

Humanitas Helvetica, erklärte. Zurzeit 

stellt die Altersgruppe über 60 Jahre in 

der Schweiz rund 25% der Bevölkerung, 

ist aber in der Kriminalstatistik nur mit 6% 

vertreten. Die Wirtschaftskrise und die 

Sorge um ihr Geld, lässt vor allem ältere 

Menschen ihr Bargeld zu Hause aufbe-

wahren, ca. 2 Milliarden Franken sollen 

in Schweizer Haushalten gelagert sein, 

ein  gefundenes Reservoir für Diebe und 

Betrüger.

Univ. Prof. Dr. Josef Hörl von der Univer-

sität Wien beleuchtete die soziologische 

Seite des Themas. Warum werden ältere 

Menschen zu Opfern, warum Betreuungs-

personen zu Tätern? Dass erst kulturelle 

und biographische Vorbedingungen zu 

Gewalt führen, konnte er plausibel erklä-

ren.

Schockierende Bilder lieferte Univ.Prof. 

Dr. Andrea Berzlanovich. Mit versteck-

ter Kamera aufgenommene Gewalttaten 

gegen Pflegepatienten und Fotos von 

Verletzungen belegten augenscheinlich, 

dass Gewalt sehr versteckt ausgeübt 

wird. Erstmalig wurde von der Foren-

sischen Gerontologin Dr. Berzlanovich ein 

Dokumentationsbogen der Öffentlichkeit 

vorgestellt, der helfen soll, Gewalt gegen 

Pflegepatienten aufzudecken und zu be-

weisen.

Mag. Henriette Höfner von der Fachstelle 

für Gewaltprävention in Niederösterreich 

ging vor allem auf die präventiven Mög-

lichkeiten ein, die potentiellen Opfern hel-

fen sollen. Das Fehlen von Anzeigen durch 

Opfer ist bei Gewalt für sie eines der größ-

ten Probleme. Aufmerksamkeit durch das 

soziale Umfeld ist hier besonders von Nö-

ten, doch gerade das fehlt häufig.

Den Bereich Eigentumskriminalität deckte 

Bez.lnsp. Christian Schnatter ab. Die 

Schwierigkeiten bei Ermittlungen durch 

Demenz der Opfer und extrem lange Ver-

fahrenszeiten sind bei den Ermittlern das 

Hauptproblem. Die Vorgangsweise dreis-

ter Trickdiebe erstaunte die mehrheitlich 

nicht aus dem Polizeibereich kommenden 

Teilnehmer des Symposiums.

Wer mehr über das Thema „Kriminalität 

kennt kein Alter“ wissen will, kann über 

sekretariat@kripo.at die Dokumentation 

des Symposiums anfordern.

• R.B.

kriminalität

Tabuthema Alterskriminalität
„Jeder will alt werden, aber keiner alt sein“ meint Gustav Knuth so treffend. Verständlich, denn niemand will vom Menschen 
zum Fall, zum Pflegefall, werden und dann vielleicht hilflos Gewalt und Kriminalität ausgesetzt sein. In Form eines Symposi-
ums und einer Dokumentation nahm sich die VKÖ des Themas an.
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St Peter Port die Hauptstadt der Insel Guernsey

Die OK kann nur überleben, wenn sie ein Umfeld von willigen Helfern vorfindet. Da sind auf einer Seite korrupte Beamte und 
auf der anderen Seite Staaten die beide Augen zudrücken, wenn man bei ihnen Geld anlegt, denn das kriminell erworbene 
Geld muss ja schließlich wieder in den regulären Geldkreislauf zurückgeführt werden. 

Wenn Korruption die linke Hand der 

OK ist, dann ist Geldwäsche die rech-

te. Eine der Möglichkeiten, um größere 

Summen wieder reinzuwaschen, ist Off-

shore-banking und/oder komplizierte, 

undurchsichtige Firmengründungen in 

Zwergstaaten wie z.B. Benin. Natürlich 

bestreitet offiziell jeder Staat etwas mit 

Geldwäsche oder mit Steuerhinterzie-

hung zu tun zu haben. Verständlich, dass 

man lieber als Zentrum für Geld- und An-

lageberatung gesehen werden will und 

nicht als Handlanger von Drogenbossen, 

Mafiagrößen und korrupten Ex-Ministern. 

Manche Staaten leben davon, vor allem 

karibische und afrikanische Kleinstaaten 

und das zu England gehörende Archi-

pel von Jersey, Guernsey, Herm und 

Sark, die sogenannten Kanalinseln. Po-

litische Stabilität und Diskretion haben 

das Archipel im Golf von Saint Malo zu 

einem Paradies für Steuervermeidung 

werden lassen. Zwielichtige Figuren aus 

aller Welt bringen das Geld kofferweise 

auf diese „unabhängigen“ Inseln oder 

gründen dort Firmen. Steuerschonung 

nennen es die Rechtsvertreter solcher 

Firmen, gegründet nur zur Steuerhinter-

ziehung meint die Bevölkerung und so 

unrecht hat sie damit nicht.

Für einen oberflächlichen Beobachter 

unterscheiden sich die Hauptstädte St. 

Helier(Jersey) und St.Peters Port (Guern-

sey) kaum von einer durchschnittlichen 

englischen Stadt. Auffällig ist nur das 

Verkehrsaufkommen. 93.000 Einwoh-

ner in Jersey und 140.000 angemeldete 

Fahrzeuge zeigen von einem gewissen 

Wohlstand. Das Straßenbild beherrschen 

hochpreisige Fahrzeuge und die Insel hat 

angeblich die höchste Dichte von Por-

sches. Eigentlich unnötig solche Renn-

maschinen, denn, die Höchstgeschwin-

digkeit ist 50 Meilen (67 km/h) auf den 

sogenannten  „Green lanes“ überhaupt 

nur 15. Recherchen über die Finanzflüsse 

sind hier nicht besonders beliebt, doch 

die offiziellen Zahlen sprechen Bände. 

33.000 Firmen sind alleine auf Jersey 

registriert, womit rein statistisch jeder 

Dritte Insulaner Firmenchef wäre, ist 

er natürlich nicht. Ein Gutteil sind reine 

Briefkastenfirmen die von der mächtigen 

Gilde der Rechtsanwälte verwaltet wird. 

50% des Bruttoinlandsproduktes wird 

durch Bankgeschäfte erwirtschaftet, 

1,3% durch die Landwirtschaft. 

Versteckter Reichtum

Der Reichtum ist jedenfalls auf Jersey/

Guernsey versteckt, man protzt nicht 

damit. Weder die Anleger, noch die Anla-

ge- Risiko- und Unternehmensberater le-

gen auf Publicity wert. Nicht Glaspaläste 

sondern biedere Einfamilienhäuser sind 

hier die Zentren der Geldflüsse. Wer es 

schafft Bürger eines der „unabhängigen“ 

Staaten zu werden, der hat es geschafft. 

(Fortsetzung auf Seite 21)

Die willigen Helfer  
der organisierten 
Kriminalität
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kanalinseln

Die Steuer beträgt, unabhängig vom 

Einkommen 20%, da möchte natürlich 

jeder gerne hier seinen Wohnsitz ha-

ben. Geht leider nicht, erste Hürde ist 

der Nachweis, dass man jährlich min-

destens 100.000 Pfund Steuern bezahlt. 

Die zweite Hürde ist da schon schwie-

riger, denn es werden jährlich nur zehn 

Ausländer eingebürgert und die Warteli-

ste ist lange.

Wie viele Briefkastenfirmen es auf den 

Kanalinseln gibt, gilt als Staatsgeheim-

nis, woher das Geld kommt ebenso. 

Offiziell lagern 90 Milliarden Pfund auf 

Jerseys Banken, innoffiziell rechnet man 

mit 200 Milliarden. Die Firmenvermö-

gen betragen etwa 270 

Milliarden Pfund, 2/3 

davon ausländische 

Mittel. Weitere 30 Milli-

arden sind in Fonds ge-

bunkert. Nur zum Ver-

gleich: das Eiland hat 

weniger Einwohner als 

Favoriten. 79 Banken 

aus 16 Ländern rittern 

hier um Kunden, wo-

mit eine Bankendichte 

erreicht wird die New 

York nicht nachsteht. 

Direktorenge-

schäft

Während man sich in 

Jersey auf Finanzbera-

tung und Anlagefonds 

spezialisiert hat, findet 

man in Guernsey einen 

willkommenen Finanz-

platz für Stiftungsver-

mögen. Den Vogel schießt aber Sark, 

eine winzige Insel mit nur etwa 560 Ein-

wohnern, ab. Hier hat man sich auf das 

Direktorengeschäft spezialisiert. Angeb-

lich sind auf Sark 15.000 – 25.000 Firmen 

registriert und aus steuerlichen Gründen 

muss ein Sarky Direktor sein. Das führte 

zu der kuriosen Situation, dass  eine Per-

son bis zu 1000 Direktorsposten innehat-

te. Kurios auch ein Fall, der sich im Jahre 

1998 abspielte. Einer auf der Insel Man 

registrierten Firma konnte man nachwei-

sen, dass sie an die Hutumilizen in Ruan-

da Waffen im Wert von über 3 Millionen 

Pfund lieferte. Als man den Direktor der 

Firma zur Rechenschaft ziehen wollte, 

entpuppte sich dieser als biederer Land-

wirt auf Sark. Natürlich hatte er keinerlei 

Ahnung bei welcher Firma er als Direk-

tor fungierte. Da musste was geschehen, 

sagte man sich. Seither ist empfohlen, 

bei nicht mehr als 30 Firmen als Direktor 

zu fungieren und sich zu informieren, was 

die Firma eigentlich macht.

Ein Schelm der denkt, dass auf den Ka-

nalinseln bei den Finanzen nicht alles mit 

rechten Dingen zugeht. Selbstverständ-

lich wird hier nur ordentlich erwirtschaf-

tetes und im Heimatland versteuertes 

Geld gehandelt und angelegt. Dass die 

Organisierte Kriminalität das auch so 

sieht, kann man annehmen.             • R.B.

Mit bunten Polizeistreifenwagen ist die Geldwäsche nicht zu verhindern

Typisch für Angebote des Finanzsektors auf Jersey
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Generationen-
wechsel

Unser Bildungsreferent Max 
Edelbacher (68) wollte es noch 
einmal wissen und hat sein Tä-
tigkeitsfeld auf die Politik ver-
legt. Bei der Nationalratswahl 
im September kandidierte er für 
das Team Stronach. Aus die-

sem Grund hat er am 19. Juli seine Vorstandsfunktion im VKÖ niedergelegt.
Max Edelbacher hat für uns das Bildungswesen auf eine bis dahin nicht erreichte 
Höhe gebracht, wofür wir ihm herzlich danken. In seiner neuen Funktion wünschen 
wir ihm alles Gute.
Die berufliche Fortbildung ist und bleibt ein wesentlicher Aspekt unserer Tätigkeit. 
Wir durften daher die Position eines Bildungsreferenten nicht allzu lange unbesetzt 
lassen. Dankenswerter Weise hat sich unser Sektionsleiter aus dem Burgenland, 
Norbert Janitsch (55) bereit erklärt, diese Aufgabe zu übernehmen. Bei der Vor-
standssitzung am 5. September wurde er einstimmig in den Vorstand kooptiert. Da-
mit ist nicht nur ein weiteres Mitglied aus den Bundesländern in den Vorstand einge-
zogen, sondern es wurde auch ein Generationswechsel vollzogen. Norbert Janitsch, 
der in mehreren Bundesländern seinen Dienst versehen hat, ist aktiver Leitender 
Beamter in Eisenstadt und kennt daher die berufliche Situation aus erster Hand, 
dem entsprechend, so hat er uns versichert, wird er das Fortbildungsprogramm 
gestalten. Nicht uneigennützig, wünschen wir ihm für seine neue Tätigkeit viel Erfolg.

Leserbriefe

Leserbriefe werden üblicherweise 

nur geschrieben, wenn etwas nicht 

passt. Zustimmende Leserbriefe ha-

ben Seltenheitswert, nicht nur bei 

unserer Zeitschrift. Unsere Überra-

schung war deshalb groß, als plötz-

lich Mails und Anrufe eintrudelten, 

die uns gratulierten und dankten. 

Die Ausgabe August hieß es allge-

mein, hat Themen aufgegriffen, die 

unter den Nägeln brennen. Tatsäch-

lich regt es die Kollegenschaft auf, 

wenn plötzlich der anonyme Infor-

mant als einziger Träger der Aufklä-

rung von Straftaten verklärt wird. 

Völlig überrascht war ich über die 

vielen Danksagungen für mein Edi-

torial „Geht’s auch ohne Blutbad?“. 

Endlich schreibt jemand gegen jene 

Journalisten, die die Polizei als Fuß-

abstreifer ansehen, hieß es etwa. 

Die Kollegenschaft fühlt sich alleine 

gelassen, wenn gegen die Polizei 

im Allgemeinen oder Einzelne ge-

wettert wird. Weder von der Polizei-

führung noch von der Gewerkschaft 

hört man etwas.

Übrigens der Justizwache geht es 

nicht anders. Da soll doch tatsäch-

lich ein Anstaltsleiter gemeint ha-

ben, als Justizwachebeamter muss 

man das schon wegstecken, wenn 

man von einem Häftling bespuckt 

wird. Na bravo. Aber heißt es nicht 

bei uns auch, wenn man beschimpft 

wird, dann wird man ja nicht als Per-

son, sondern die Polizei als Ganzes 

beschimpft? Eine Entwicklung, die 

nicht einfach hingenommen werden 

sollte. „Na mein Gott, eine Ohrfeige 

muss man halt verkraften“, könnte 

der nächste Schritt heißen. Soweit 

wollen wir es aber nicht kommen 

lassen – oder?

• Richard Benda

Übungsschiessen:
Sonnenschein und Pul-
verdampf

35 Jahre Polizeidienst, hunderte 
Male die Dienstwaffe in der Hand 
gehabt und trotzdem muss ein 
Polizeibeamte in Pension, auch 
wenn der Ruhestand erst vor we-
nigen Wochen angetreten wurde, 
bei einer Überprüfung seiner Pri-
vatwaffe gem. § 5 Waffengesetz 
nachweisen, dass er geschult 
ist. Ein Ärgernis für viele pensi-
onierte Kollegen. Es wurde des-
halb der Wunsch an die VKÖ he-
rangetragen, ob nicht von Seite 
der Vereinigung ein Schulungs-
schießen mit einem berechtigten 
Schulungsleiter durchgeführt 
werden könnte.
Der Wunsch der Mitglieder ist 
uns Auftrag und so wurde für den 
6. September das erste Schu-
lungsschießen der VKÖ auf dem 
Bundesheerschießplatz in Mat-
zendorf-Hölles abgehalten. Das 
spätsommerliche Wetter wurde 
nur durch den Pulverdampf der 

Waffen getrübt.
Nach der Schulung durch Josef 
Tampermeier, einem staatlich 
geprüften Trainer, wurde ein 
einfacher Schießwettbewerb 
durchgeführt. Die höchste Punk-
teanzahl und damit Erster wur-
de Edwin Frühwirth vor Willibald 
Kloibhofer auf Platz 2. Den drit-
ten Platz belegten exe quo  Prä-
sident Richard Benda und sein 
Stellvertreter Helmut Bärtl. Sie 
überreichten den beiden Erst-
platzierten auch je einen Pokal.

Preisverleihung

 

Mag.  Max Edelbacher Norbert Janitsch
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„MITGLIEDERTREFF DER 
WIENER“

Jeden 1. Montag im Monat 
ab 17.00 Uhr

Gasthaus „d‘Landsknecht“  
Porzellangasse/Ecke Thurngasse,

1090 Wien

„MITGLIEDERTREFF DER 
LINZER“

Jeden 1. Dienstag im Monat ab 
15.00 Uhr 

Polizei-Sportbuffet,
Linz, Derflingerstraße Nr. 5

"KRIPO STAMMTISCH WELS"
jeden 1. Dienstag im Monat
ab 16.00 Uhr im PSV Heim

WIENER UND LINZER
MITGLIEDER-TREFFS
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     Unsere Kooperationspartner

Leopoldine BAUER 
Wels

im 90. Lebensjahr

Felix SPIELHOFER
WIEN

im  94. Lebensjahr

Dorothea 

TODESFÄLLE

TERMINE

kripo.at-Rätsel

Unsere letzte Frage war scheinbar nicht allzu schwierig, 

dies ist auch aus der grossen  Zahl der Antworten ersicht-

lich. Unter den richtigen Einsendungen wurde Walter Pöch-

hacker aus Kritzendorf gezogen.

Ein Buch als Preis ist bereits unterwegs.

Die Frage in dieser Ausgabe ist sicher etwas schwieriger 

zu lösen.

 

 Neues Rätsel 2013/05

Er starb im Sommer 1962 im Gewahrsam der österreichi-

schen Staatspolizei und war  ein ungarischer Überläufer. Im 

Saum seines Ledermantels eingenäht, hatte er eine Liste 

von 180 Österreichern mitgebracht, deren Namen auf Kon-

taktlisten östlicher Spionagedienste standen.

Wie war sein Name ?

Viel Spaß beim Raten!

?

VOLLVERSAMMLUNG 2013

Zeit:  Freitag, 29. November 2013, 

 18.00 Uhr

Ort:  Hotel Regina, 1090 Wien, 

 Rooseveltplatz 16

Die Tagesordnung steht noch nicht fest und 

wird rechtzeitig auf der Homepage www.kripo.

at veröffentlicht und vor der Versammlung 

verteilt. Anträge können bis 1. November in 

schriftlicher Form an sekretariat@kripo.at oder 

per Post eingebracht werden.

Zutritt haben nur Mitglieder und persönlich 

eingeladene Gäste.

Ab 17.30 Uhr findet wieder eine Weinverko-

stung statt.
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Pro Jahr entgehen damit der öffentli-

chen Hand über 1 Mrd. Euro an Einnah-

men. Das geht aus einer aktuellen Un-

tersuchung der KMU Forschung Austria 

im Auftrag der Wirtschaftskammer Wien 

hervor. Wien liegt beim Anteil der Schat-

tenwirtschaft am Wiener Bruttoregional-

produkt mit 2,6 Prozent zwar deutlich 

unter dem Österreich-Durchschnitt von 

3,6 bzw. dem Schnitt der OECD-Staa-

ten von 13,8 Prozent, dennoch sieht die 

Wirtschaftskammer Wien großen Hand-

lungsbedarf.

Rund ein Viertel der Schwarzarbeit in 

Wien entfällt auf das Bau- und Bau-

nebengewerbe. Knapp ein Fünftel auf 

die Gastronomie und das Beherber-

gungswesen. Ebensoviel auf Repara-

tur- und Instandsetzungsarbeiten – etwa 

im KFZ-Bereich. Jeweils fünf Prozent 

entfallen auf das Gesundheits- und So-

zialwesen und den Transportbereich. 

Eine große Rolle spielt dabei der "Arbei-

terstrich". Allein auf der Triester Straße 

bieten sich täglich rund 100 illegale Ta-

gelöhner an. 

Selbst Schwerpunktaktionen der Polizei 

stören diesen hierarchisch strukturier-

ten Schwarzarbeitermarkt nur kurzfri-

stig. Was hier konkret fehlt, sind regel-

mäßige Kontrollen durch die Behörden.

  

Wien ein General-

unternehmen

Es zeigt sich, dass sich Ausmaß und 

Organisation des Pfusches in den ver-

gangenen Jahren stark verändert ha-

ben. Teilweise ist der Organisationsgrad 

von Pfuschern mit jenem eines General-

unternehmens vergleichbar. Darüber 

hinaus erfolgt die Leistungserbringung 

nicht mehr ausschließlich abends oder 

am Wochenende. „Neue“ Arbeitszeitfor-

men in der Wirtschaft wie die Vier-Tage-

woche oder eine flexible Zeiteinteilung, 

die eigentlich der Erholung und Entla-

stung der Mitarbeiter dienen, begünsti-

gen die Leistungserbringung auch wäh-

rend der "offiziellen" Arbeitszeiten.

  

Öffentlicher Hand entgeht 

über 1 Mrd. Euro

Die Geschädigten der Schattenwirt-

schaft sind neben den Unternehmern 

vor allem  die öffentliche Hand und letzt-

lich auch die Auftraggeber.

Grotesk wird aber die Situation beson-

ders dadurch, dass der „schwarzarbei-

tende Betrieb“ - der keine Steuern zahlt, 

und daher Leistungen billiger anbieten 

kann. Damit wird ein fairer Wettbewerb 

verhindert. Zusätzlich genießen aber 

dessen Arbeitnehmer – obwohl gar kei-

ne Konzession vorliegt den vollen sozi-

alen Schutz. 

Zusätzlich könnten ca. 35.000 Arbeits-

plätze in der sog. „offiziellen“  Wirtschaft 

entstehen. Besonders nachteilig: ohne 

Rechnung gibt es keine Garantie, weder 

Gewährleistung noch Haftung. Die ge-

setzlichen Bestimmungen sind hier be-

sonders hart und ziehen den Auftragge-

ber persönlich zur Verantwortung. Die-

ser unterliegt der gleichen Strafdrohung 

wie der unbefugt Tätige.

Gefahren

Wesentliche Formen des Pfusches sind: 

die unbefugte Gewerbeausübung (ohne 

Gewerbeschein), die Schwarzarbeit/

Sozialbetrug (Beschäftigung von Arbeit-

nehmern ohne Anmeldung zur SV), ille-

gale Ausländerbeschäftigung, Steuer-

und Beitragshinterziehung.

• Oberst Willibald Plenk

Pfuschen wird in Österreich immer noch gerne als Kavaliersdelikt betrachtet. Dabei ist der wirtschaftliche Schaden durch 
die Schattenwirtschaft enorm. Allein in Wien werden laut aktueller Berechnung 1,7 Mrd. Euro abseits von Steuern und 
Sozialabgaben erwirtschaftet. 

Pfuscher, 
Pleiten &
Profite

top-thema



technik

25

Hacker haben eine Methode 
zum Knacken von Hotelzim-
mer Schlössern, welche mit 
Scheckkarten-Schlüsseln funk-
tionieren, entwickelt. Bereits im 
Juli dieses Jahres demonstrier-
ten sie wie ein Arduino Mikro-
controller dazu verwendet wer-
den kann, ein Hotel-Türschloss  
zu entsperren. 
Die Herstellerfirma tat die Me-
thode damals als unzuverlässig 
ab. Jetzt haben andere Hacker 
die komplette Technologie in ei-
nen Filzstift integriert, mit dem 
die Karten-Türöffner innerhalb 
von Sekunden entsperrt wer-
den können.
Im Internet gibt es mittlerweile 
ebenfalls Anleitungen zum Ent-
sperren einiger Schlösser. Die 
Systeme sind mechanisch gut, 
teilweise aber schon über 20 
Jahre alt und entsprechen nicht  
dem aktuellen Sicherheitsstan-
dard. Natürlich braucht es da-
für in gewisses Maß an Hinter-
grundwissen, um das System 
zu knacken. Doch das scheint 
bei den einschlägigen Kriminel-
len kein Problem zu sein. Eine 
weitere Gefahr ist, dass Einbre-
cher so einen Generalschlüssel 
erhalten, der alle Türen ent-
sperrt. Das System ist in vielen 
Hotels, auch bei den großen 
Ketten, verbaut. Das Austau-
schen ist in jedem Fall mit gros-
sem finanziellen Aufwand ver-
bunden.

Einfacher Trick
Die Hacker haben einen einfa-
chen Trick entwickelt, um die 
elektronischen Schlösser zu 
entriegeln. Aus einem Arduino-
Controller wurde eine Art digi-
taler Papagei gebastelt. Über 
einen Eingang, der unten am 
Schloss angebracht ist und 

normalerweise der Anfertigung 
von Masterschlüsseln dient, 
liest die Konstruktion den un-
verschlüsselten Mastercode 
des Schlosses aus. Sie  wie-
derholt diesen einfach, um die 
Tür zu entriegeln. Durch die 
Integration der Technologie in 
einen Filzstift können die Türen 
jetzt durch einen kurzen Druck 
des Stifts in eine Öffnung an 
der Unterseite der Schlösser 
geöffnet werden.
Der betroffene Schloss-Typ ist 
schätzungsweise in vier Mio. 
Hotelzimmern weltweit im Ein-
satz. Die entsprechende Firma 
hat im August auf die Sicher-
heitslücke reagiert und ange-
kündigt, Möglichkeiten zum 
Verschluss der Öffnung, durch 
die der Hack funktioniert, anzu-
bieten. 
Auch neue Schlösser, bei denen 
die Schwachstelle behoben ist, 
bietet das Unternehmen betrof-
fenen Kunden an. Die Kosten 
für die Beseitigung des Pro-
blems müssen allerdings die 
Hotelbetreiber übernehmen. 

Unauffällige 
Einbrecher
Mit dem Stift können sich  po-
tenzielle Einbrecher unauffällig 
Zutritt zu vielen Hotelzimmern 
verschaffen. Das kurze Hantie-
ren mit dem Stift im Flur eines 
Hotels lässt sich im allgemei-
nen kaum vom normalen Ent-
sperren der Tür unterscheiden. 
Nun wäre es  Zeit, dass auch 
die Hotelbetreiber anfangen 
Druck zu machen. Alte Schließ-
systeme, die nicht dem aktuel-
len Stand entsprechen, sind ein 
Risiko. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf und dies 
nicht erst, wenn es zu ernsten 
Sicherheitsproblemen kommt. 

Filzstift knackt 
Hoteltüren

Im Kino als Fiktion gedacht - am 9. August wurde 
es am Währinger Gürtel in Wien 18. Realität. 

Marielle MÜNZER, 
Revierinspektorin in 
der PI Martinstraße 
befand sich auf Er-
mittlungsdienst, als 
sie in der U-Bahn-
station Währinger 
Gürtel wahrnahm, 
dass ein Mann auf-
dringlich auf Frauen 
zuging und ihnen of-
fenbar etwas anbot. 
Er kam auch auf Kol-
legin Münzer zu und 
bot ihr Parfum an. Er 
kam an die falsche. 
Als sie jedoch ihre 
Polizeikokarde zeigte 
und ihn zur Ausweis-
leistung aufforderte, 
ergriff der Mann, der 
später als Kolomann 
B., 36 Jahre alt, iden-
tifiziert wurde, mit 
den Worten "nix Po-
lizei - nix Zapzarap" 
Richtung U6 Station 
die Flucht. Münzer 
konnte ihn einho-
len und griff sich im 
Laufen dessen ver-
schwitztes T-Shirt, 
das bis zum Zerreißen 
lang und länger wur-
de. Erneute Flucht. 
Kolomann B. rannte 
eine ältere Dame um. Er konnte wieder festge-
halten werden, die mit rabiater Gegenwehr be-
antwortet wurde. Nun erschien der pensionierte 
Kollege, Rudolf WUNDER, Obst. i.R., auf der Bild-
fläche. Gemeinsam konnte man Kolomann B. so 
recht und schlecht halten. Gemeinsam wurde der 
sich Widersetzende fixiert bis Verstärkung eintraf. 
Oberst Wunder: "Ich sah eine Frau in Bedrängnis 
und wollte ihr spontan helfen. Dass sie eine Poli-
zistin ist, erfuhr ich erst im Laufe des Gerangels" 
und weiter "Erstaunlich, wie reaktionsschnell sich 
die Kollegin verhielt. Während der Rangelei tele-
fonierte sie, um Verstärkung anzufordern".
Aufmerksamkeit im Dienst, Einsatzwillen und 
die nötige Portion Mut, das hat Kollegin Münzer, 
durch diese Amtshandlung bewiesen. Zivilcou-
rage – das ist was Oberst Wunder auszeichnet. 
Polizisten bleiben offensichtlich Polizisten, auch 
wenn sie pensioniert sind. 
Übrigens, der Festgenommene ist bereits wegen 
Diebstahls von Toilettenartikel polizeibekannt und 
war zur Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben.

Einmal Polizist, 
immer Polizist

RvIin Mariella Münzer seit 
1994 als Polizistin in Wien 
tätig, seit 2010 PI-Ermittle-
rin in der PI-Martinstraße. 
Sie wurde schon zwei Mal 
bei Festnahmen verletzt.
Rudolf Wunder, Oberst 
i.R., ehemals Komman-
dant des Polizeigefange-
nenhauses, ist im 77. Le-
bensjahr! 



Rückblick auf Vorfälle, die symptoma-

tisch sind, für die Schattenwelt dieser 

ethnischen Gruppe: Am 18. Oktober 2008 

wird in Berlin ein 77-jähriger Tourist von 

einem 6-er-BMW, der mit hohem Tem-

po bei roter Ampel über die Straße rast, 

erfasst und tödlich verletzt. Der Fahrer 

flüchtet. Auf die Spur des Todesfahrers 

kommt die Polizei relativ schnell, denn es 

gibt in Berlin nicht sehr viele Exemplare 

des 120.000-Euro-Flitzers. Eigentümer ist 

ein 41-jähriger Deutscher, der jedoch das 

Fahrzeug nicht nutzt - ein Strohmann. Der 

eigentliche Besitzer der Luxuskarosse ist 

ein Libanese, der aber glaubhaft machen 

kann, zum Zeitpunkt des Unfalls nicht am 

Steuer gesessen zu haben. Da er den No-

belschlitten einem Verwandten geliehen 

hatte, berief er sich - rechtlich einwand-

frei - auf sein Zeugnisverweigerungsrecht. 

Bevor die Polizei alle Spuren zusammen-

getragen hatte, um den Todesfahrer zu 

überführen, kam es zu einem weiteren 

Unfall. Kurz vor Weihnachten desselben 

Jahres wurden zwei junge Männer bei ei-

nem Einbruch erwischt. Sie flüchteten mit 

dem Auto. Schon nach wenigen hundert 

Metern kracht das Fahrzeug gegen einen 

Baum. Beide Insassen sterben. Zwei Brü-

der, deren kriminelles Vorleben ganze Ak-

tenberge füllt. Eine DNA-Analyse bringt es 

ans Tageslicht: Der 19-jährige Fahrer, der 

hier den Wagen lenkte, hatte den Rentner 

todgefahren. 

Spektakulärer 

Juwelen-Raub

Nur einen Monat später beschäftigt ein 

spektakulärer Juwelen-Raub aus der 

Schmuckabteilung des Noblekaufhauses 

KaDeWe die Berliner Ermittler. Ins Visier 

der Kripo geraten aufgrund von DNA-

Spuren schon bald Hassan und Abbas O. 

Doch die beiden können nicht überführt 

werden - weil sie eineiige Zwillinge sind. 

Sie haben eine identische DNA, aber nur 

einer der beiden konnte Täter sein. Hasan 

und Abbas sind Cousins des Todesfah-

rers Ibrahim O.

In den beispielhaft genannten Fällen fo-

kussierte sich einiges, was die Straftaten 

aus dem Milieu der sogenannten Mhal-

lamiye-Familien in Verbindung gebracht 

wird. In Berlin leben rund 4000 Mitglieder 

dieser Ethnie.

Zweifelhafter Verdienst

Dem "Gangsta-Rapper" Bushido gebührt 

der zweifelhafte Verdienst, den Clans in 

jüngster Zeit ausführliche Medienpräsenz 

verschafft zu haben. Er selbst hat sein 

gesamtes Vermächtnis mittels General-

vollmacht an seinen Freund Arafat Abou 

Chaker abgetreten haben. Der Abou-Cha-

ker-Clan, als dessen Boss Arafat gilt, ist 

einer neben rund einem halben Dutzend 

weiterer Großfamilien, die im Bereich der 

organisierten Kriminalität fragwürdige Be-

rühmtheit erlangt haben. Die Abou Cha-

kers seien „in der Lage, aus dem Stand 

ein paar Hundert Männer zu mobilisie-

ren, die dann irgendwo auftauchen. Vor 

Schulen, Restaurants, Clubs, wo auch 

immer. In Neukölln dominieren sie ganze 

Straßenzüge, darüber hinaus viele Läden, 

Imbisse, Geschäfte“, bestätigt Arye Sha-

ruz Shalicar, Sprecher der israelischen 

Armee, der den Clan aus Berliner Zeiten 

kennt. Ein Großteil dieses Clans habe sich 

in der Neuköllner Kopf- und Morusstraße 

niedergelassen, weiß der „Berliner Kurier“ 

zu berichten: „1020 Meter Berlin sind fest 

in der Hand der Mafia. Sperrgebiet. Die 

Mehrfamilienhäuser trist und grau, eine 

hohe Anzahl von Menschen mit Hartz-

IV-Einkommen leben hier. Auf der Straße 

aber parken extradicke Mercedes, aufge-

motzte BMW, riesige Ami-Schlitten. Jeder 

„Von etwa 25 arabischen Großfamilien in Berlin, die jeweils 50 bis 500 Mitglieder zählen, gelten sechs als besonders kri-
minell“, schreibt die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“. Es geht um kurdisch-libanesische Clans, die die Ermittler in Atem 
halten.

Die Parallelwelt der 
Mhallamiye-Clans

bericht
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berliner clans

für sich eine hohe fünfstellige Summe 

wert.“

Mit welchen Mitteln man zu dem Geld 

kommt, mit dem sich ein so aufwendi-

ger Lebensstil finanzieren lässt, listete 

im April dieses Jahres die Magazinsen-

dung „Spiegel-TV“ unter ausdrücklicher 

Nennung des Namens Abou Chaker auf: 

„Prostitution, Raubüberfälle, Erpressung, 

Körperverletzung, Geldwäsche, Drogen-

handel.“

Das Kürzel „ABC“

Wie der Zeitung „Die Welt“ vor Kurzem 

zu entnehmen war, benutzten Insider 

des Landeskriminalamtes in Berlin das 

Kürzel „ABC“ für „Angehörige der Fa-

milie, die Berlins Unterwelt beherrscht.“ 

Es stehe „aber auch für 

den anscheinend aus-

sichtslosen Versuch, die 

familiäre Bandenkrimina-

lität in der Hauptstadt in 

den Griff zu bekommen. 

Verhaftungen, Prozes-

se und Gefängnisstra-

fen scheinen knapp 30 

Mitglieder des Clans 

der Abou Chakers nicht 

nachhaltig zu beeindruk-

ken.“

Aber die Abou Chakers 

sind nicht die Einzigen, 

die in der Stadt ihre Claims abge-

steckt haben. Dabei kam und kommt 

es immer wieder zu Konflikten. Be-

sonders dramatisch, als sich im Jahr 

2003 Mahmoud Al-Zein, der sich gern 

als „Präsident“ titulieren ließ, mit ei-

nem Mitgliedern eines anderen Clans 

aneinander geraten war und daraufhin 

die Polizei zu Hilfe rief. Nach einem Ge-

plänkel vor einer Diskothek war dem 

Präsidenten Schlimmes angedroht 

worden, nun sollte die Polizei die Sache 

richten. Am 23 April 2003 stürmte ein 

Spezial Einsatzkommando (SEK) die 

Wohnung des Kontrahenten. Dieser er-

öffnete sofort das Feuer. Der 37-jährige 

Polizeikommissar Roland Krüger wurde 

tödlich getroffen. Der Täter, Yassin A., 

wurde zu lebenslanger Haft verurteilt.

Dilemma der Behörden

An der Person des längst „amtsenthobe-

nen“ Präsidenten wird zu einem guten Teil 

das Dilemma der staatlichen Behörden 

sichtbar. Das Magazin „Focus“ enthüllte 

schon vor einiger Zeit: „Mohaiddine Al-

Zein, genannt Mahmoud oder ‚Präsident‘, 

laut Polizei eine ‚der einflussreichsten 

Personen der kriminellen Szene‘, heißt 

tatsächlich Mahmut U. Und er ist nicht 

der staatenlose Libanese, als der er 1982 

mit seiner Frau nach Deutschland kam, 

Asyl beantragte und nicht abgeschoben 

werden konnte. Mahmut U., so fand die 

Ermittlungsgruppe ‚Ident‘ des Lande-

skriminalamts Berlin schon 2002 heraus, 

stammt aus der Türkei. Aber auch dort-

hin konnte der ‚mehrfach vorbestrafte 

Schwerkriminelle‘ nicht abgeschoben 

werden, weil sein Heimatland ihn, wie 

Tausende andere unliebsame Landsleute, 

wegen vorgeblicher Wehrdienstverweige-

rung ausbürgerte.“

Die Mhallamiye-Kurden waren vor Jahr-

zehnten aus dem Südosten der Türkei ge-

flohen und hatten sich zunächst im Liba-

non niedergelassen. Als dort der Bürger-

krieg ausbrach, flohen sie zu Tausenden 

vornehmlich nach Westeuropa. Um einer 

eventuellen Abschiebung zu entgehen, 

entledigten sie sich, bevor sie den Asyl-

antrag stellten, ihrer Personaldokumente. 

Ein Taschenspielertrick, der bis heute 

Wirkung zeigt.

Parallelwelt

Das Binnenleben der Clans wird gerne 

mit dem Begriff Parallelwelt umschrieben. 

Dazu gehört auch, dass sie nach ihren ei-

genen Regeln leben. Streitigkeiten tragen 

sie mit Gewalt aus oder sie überlassen es 

einem Friedensrichter aus ihren eigenen 

Reihen, auf Grundlage der Scharia „Recht“ 

zu sprechen. Keine ungefährliche Aufgabe, 

wie der gewaltsame Tod von Friedensrichter 

Bassam Alian deutlich macht. Der 36-jäh-

tige Libanese wurde am 20. Oktober 2004 

mit drei Schüssen in den Oberkörper und in 

den Kopf regelrecht exekutiert.

Auch deutsche Richter leben gefährlich. 

Ulrich Pohl, der Anfang dieses Jahres im 

Landgericht Hildesheim das Mitglied eines 

kurdisch-libanesischen Clans wegen des 

Mordes an einem Nebenbuhler lebensläng-

lich hinter Gitter schickte, musste anschlie-

ßend unter Polizeischutz gestellt 

werden.

Tod der Berliner 

Jugendrichterin

Wie schwer es ist, sich mit dem 

Milieu auseinanderzusetzen, 

zeigte der tragische Tod der 

Berliner Jugendrichterin Kirsten 

Heisig. Sie war auf der Straße 

Neukölln unterwegs, um sich 

direkt vor Ort mit den kriminel-

len Clan-Novizen auseinander 

zusetzen. Am 3. Juli 2010 wur-

de sie erhängt in einem Berliner 

Forst gefunden. Hastig diagnostizierte man 

von offizieller Seite einen Suizid, „dessen 

Umstände so fragwürdig sind, dass sich 

der Verdacht eines vertuschten Mordes 

nicht aus der Öffentlichkeit entfernen lässt“ 

(Neue Zürcher Zeitung).

Und die Moral von der Geschichte: „Wir 

brauchen eine spezielle Ermittlungsgruppe, 

in der qualifizierte Fahnder schon früh kri-

minelle Strukturen erkennen und enttarnen 

können“, forderte im April dieses Jahres der 

Chef des Berliner Landesverbandes des 

Bundes deutscher Kriminalbeamter (BdK), 

Michael Böhl In einer solchen Einheit müs-

sten die verschiedenen Bereiche des Lan-

deskriminalamts gebündelt werden.

• Peter Niggl / Berlin

Libanesiche Kurden flüchteten vor Jahrzenten aus der Türkei
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1969 erschien der Roman „Der Pate“ von 

Mario Puzo, die Geschichte der aus Sizi-

lien stammenden Mafiafamilie Corleone. 

Die Verfilmung des Bestsellers durch 

Francis Ford Coppola mit Marlon Brando 

in der Hauptrolle steigerte die Popularität 

des Romans und gleichzeitig die Bekannt-

heit des Städtchens Corleone. Die Fiktion 

des Romans wird in Corleone durch die 

Realität eingeholt. Corleone ist der Ge-

burtsort einiger wichtiger Mafiabosse, al-

len voran Salvatore (Totò) Riina und Ber-

nardo Provenzano. Beides – Roman und 

Realität – sind für viele Touristen die trei-

bende Kraft, den Weg in dieses abseits 

der touristischen Highlights gelegene Ge-

biet zu machen. Nein, stimmt nicht ganz: 

der wichtigste Anziehungspunkt heute ist 

sicherlich CIDMA (Centro Internazionale 

di Documentazione sulle Mafie e del Mo-

vimento Antimafia), kurz "Mafia-Museum" 

oder auch "Antimafia-Museum" genannt.

Brutale Wirklichkeit

Im Zentrum der Altstadt, auf der Piazza 

Garibaldi, wird man in der Central Bar von 

Plakaten und Fotos zum Film „Der Pate“ in 

sehr volkstümlicher Weise auf das Thema 

eingestimmt.  Wenige Schritte weiter, im 

Museum, wird man von der Dokumenta-

tion der brutalen Wirklichkeit der Mafia in 

Sizilien eingeholt. Im Eingangsbereich des 

Museums ist der riesige Porträtkopf von 

Totò Riina einem Ausspruch von Richter 

Giovanni Falcone gegenübergestellt, den 

beiden Polen Mafia-Antimafia.

Mit einfachsten Mitteln ist man bemüht, 

den Besuchern die Problematik näher zu 

bringen. Ein Team von jungen, engagier-

ten Mitarbeitern erklärt bei Führungen in 

verschiedenen Sprachen die Schau. 

1982 wurde der Mafioso Tommaso 

Buscetta in Brasilien festgenommen und 

erklärte sich bereit, mit den Ermittlern 

zusammenzuarbeiten. Auf der Grund-

lage seiner Aussagen war es der Polizei 

nun endlich möglich, erste Einblicke in 

die Strukturen der Cosa Nostra, der Ma-

fia in Sizilien, zu bekommen, die dann in 

der Folge zu zahlreichen Festnahmen und 

schließlich ab 1986 zum Maxi-Prozess 

führten. In diesem Prozess, der beinahe 2 

Jahre dauerte, wurden insgesamt 344 An-

geklagte zu 2.665 Jahren Haft verurteilt. 

Blutiger Krieg

Bis es aber so weit war, forderte ein 

blutiger Krieg zahlreiche Tote. Opfer, 

die den wirtschaftlichen Interessen der 

Mafia-Familien im Weg standen. Vom Zi-

garettenschmuggel ging man zum Dro-

genhandel über, weitete seine Geschäfts-

beziehungen aus (s. „Pizza Connection“, 

das Standbein der Cosa Nostra in den 

USA) und insbesondere die Corleoneser 

beschafften sich zusätzlich Geld durch 

Entführungen. Richter Cesare Terranova, 

Präfekt Carlo Alberto Dalla Chiesa oder 

Ermittlungsrichter Rocco Chinnici sind 

nur drei auf der langen Liste der Ermor-

deten im Kampf gegen die Mafia. Diese 

wollte sich nicht damit abfinden, auf ein-

mal auf Widerstand von Seiten der Er-

mittler zu stoßen, die man bisher ganz 

selbstverständlich durch Gefälligkeiten, 

Erpressung und Korruption in die Aktivi-

täten einbezogen hatte.

Im Museum werden die Ereignisse durch 

die eindrucksvollen Schwarz-Weiß-Fotos 

von Letizia Battaglia geschildert. Die Fo-

tografin, welche heute in Palermo lebt, hat 

auf ihre Weise die Auflehnung gegen die 

Mafia-Gesellschaft zum Thema gemacht. 

Sie zeigen auf der einen Seite Trauer und 

Armut der einfachen Bevölkerung, auf der 

anderen Seite das schicke Leben der Rei-

chen und sind gleichzeitig die aktuellsten 

Aufnahmen, die von den Todesopfern an 

die Öffentlichkeit drangen.

Bei der Führung erfährt man, dass der 

kommentar

Das kleine Städtchen Corleone, südlich von Palermo gelegen, schmiegt sich idyllisch in die Landschaft, die geprägt ist von 
weitläufigen Weizenfeldern, Weingärten und den schroffen Bergzacken rundum. Für viele gilt der Ort als das Synonym für 
Mafia schlechthin. 

bericht

Corleone - Normalität
Cesare Terranova, Ermittlungsrichter, ermordet am 25.09.1979 F
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Umkehrpunkt in der Bevölkerung in ihrer 

Stellung zur Mafia im sizilianischen Alltag 

die Ermordung der beiden sehr beliebten 

Richter Giovanni Falcone und Giovanni 

Borselino im Mai bzw. Juli 1992 darstell-

te. Ab diesem Zeitpunkt war es den Men-

schen klar, dass man gegen die Mafia an-

kämpfen müsse. 

Unschuldige Opfer

Die Chronistin der Ereignisse, Letizia Bat-

taglia, lässt durch ihre Fotos auch die 

Kinder und Jugendlichen, die unschuldig 

Opfer der Auseinandersetzungen wurden, 

zu Wort kommen. Als Beispiel, das Bild-

nis der toten Rita Atria und das Foto eines 

Mädchens, das das Bild des jungen Giu-

seppe di Matteo in der Hand hält. 

Rita Atria hatte den Mut gefunden, sich 

gegen ihre Familie zu stellen und als In-

formantin den Antimafia-Ermittlern zuzu-

arbeiten. Mit der Ermordung von Giovan-

ni Borselino verlor sie ihren väterlichen 

Freund und Beschützer. Alleingelassen 

mit ihrer Angst, sah sie den einzigen Aus-

weg im Selbstmord. Giuseppe di Matteo 

war der Sohn eines Mafioso, der das 

Werkzeug sein sollte, mit dem man sei-

nen Vater gefügig machen wollte. Er wur-

de entführt und schließlich ermordet. Sein 

Tod geht auf die Rechnung von Giovanni 

Brusca, einem Mitglied der Corleoneser, 

der auch die Bombe zündete, die Giovan-

ni Falcone tötete.

Öffentlicher Druck 

Der öffentliche Druck auf die Politik nach 

dem Tod von Falcone und Borselino führte 

im Jänner 1993 zur Verhaftung von Totò 

Riina. Er war einer der brutalsten Mörder 

der Corleoneser Mafia und stieg im Lauf 

der Zeit zum Boss der Bosse auf. Nach 

ihm bestimmte Bernardo Provenzano aus 

seinem Versteck heraus die Geschicke 

der Corleoneser, die in diesen Jahren 

die führende Mafiagruppe der Cosa No-

stra war. Provenzano wurde im April 2006 

nicht weit entfernt von seinem Heimatort 

verhaftet. Die Nummer eins in Sizilien ist 

heute Matteo Messina Denaro aus Ca-

stelvetrano, um den es aber relativ still 

ist. Die internationale wirtschaftliche Be-

deutung haben die Sizilianer schon längst 

an die Gruppen in Neapel und Kalabrien 

abgeben müssen.

Vom Führer erfährt man, dass der letzte 

Mord in Corleone im Jahr 1995 war, seit-

her ist es ruhig. Journalisten und vielleicht 

auch Touristen hätten gerne Sensationen, 

die kann Corleone heute aber nicht mehr 

bieten, das internationale Zentrum CIDMA 

kann unbehelligt seiner Aufgabe nachge-

hen. Für die Führer im Museum "ist das 

Gegenteil von Mafia nicht Anti-Mafia, son-

dern Normalität".

Libera Terra

In anderer Weise lässt die Region nun auf-

horchen, verschiedene Initiativen schaf-

fen Arbeitsplätze für die Bewohner der 

Gegend: Bei der Verhaftung eines Mafio-

so werden seine Besitztümer vom Staat 

eingezogen und die Anwesen werden in 

Anti-Mafia-Organisationen wie "Libera 

Terra” (freies Land) verwandelt. Im Raum 

Corleone konnten so im Laufe der Zeit 

einige Weingüter konfisziert werden, die 

heute von einer Kooperative bewirtschaf-

tet werden, biologisches Gemüse wird 

angebaut und die Betreiber bewerben 

ihre Produkte mit: "Der Geschmack der 

Freiheit".

Die Organisation "Addio Pizzo" (gegrün-

det 2004 von einer Gruppe junger sizili-

anischer Unternehmer, die beschlossen, 

kein Schutzgeld an die Mafia zu zahlen) 

betreibt nun auch ein Reiseunternehmen, 

das die Touristen zu Betrieben führt, die 

kein Schutzgeld zahlen, aber auch Füh-

rungen zu Häusern und Verstecken ehe-

maliger Mafia-Bosse anbietet - man sieht, 

die Sensationslust will bedient werden.

Im Juni dieses Jahres hat Wien für 

Schlagzeilen gesorgt. Im 7. Bezirk gab es 

ein Lieferservice namens "Don Panino", 

das auf der Website für seine Produkte 

mit den Namen von Mafiosi und ermor-

deten Ermittlungsrichtern inklusive ge-

schmackloser Erläuterungen, geworben 

hat. Das italienische Außenamt hat aufs 

Schärfste protestiert. In der römischen 

Tageszeitung "La Repubblica" warnte der 

Mafia-Experte der Zeitung, Attilio Bol-

zoni, in diesem Zusammenhang vor der 

Verharmlosung des Phänomens Mafia im 

Ausland: "Die Kriminalität, wird als 'ty-

pisch', als 'charakteristisch' dargestellt, 

es wird zur Folklore, die Österreichern 

und Deutschen keine Angst einflößt. Auch 

Lokale mit italienischen Namen wie 'Il Pa-

drino', 'Pizzeria Camorra' oder 'I Mafiosi' 

bezeugen dies. … werden …  als 'Tradi-

tion' dargestellt, als wären sie ein Erbgut 

der Menschheit."

Genau dieser Verharmlosung einer Paral-

lelgesellschaft, deren Wirtschaft nicht der 

Allgemeinheit  sondern nur dem Wohle 

einzelner dient, sollten wir uns immer be-

wusst sein. 

• Mag. Gabriele Röder

Der letzte Mafiamord in Corleone geschah 1995

Heute ein touristischer Anziehungsort

mafia
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Schattenwirtschaft hat viele Facetten. 

Den gewöhnlichen „Pfusch“ muss man 

in einer Analyse genauso beachten wie 

kriminelle Aspekte. Wobei wir nicht ver-

gessen dürfen: Kaum jemand wird Diebe, 

Betrüger, Einbrecher, Räuber, Dealer und 

anderes Ganoven-Gesindel auch nur in 

Ansätzen für ehrbar halten. Beim Pfusch 

verhält es sich da schon etwas anders, 

dessen Ächtung durch die Gesellschaft 

hält sich in Grenzen. Manche behaupten 

sogar, der Pfuscher würde zu Österreich 

gehören wie die angeblich blaue Donau 

oder die Mozartkugel.

Doch jetzt einmal ganz, ganz ehrlich: Wer 

hat bei der Reparatur des Autos nicht 

schon einmal auf die Rechnung verzich-

tet? Kommt vielleicht die befreundete Fri-

seurin zur Frau Gemahlin ins Haus? Oder 

ist die nette polnische Putzfrau angemel-

det? Wie war das mit dem Tapezierer? 

Und dem Fliesenleger?

24 Milliarden ins Tascherl

Die erwähnten Punkte muten nach Pea-

nuts an. Doch addiert man alle nur er-

denklichen Posten, kommen nach se-

riösen Schätzungen unterm Strich 24 

Milliarden Euro zusammen, die sich Pfu-

scher hierzulande klammheimlich ins Ta-

scherl stecken. Dehnt man diese Hoch-

rechnung auf den gesamten EU-Raum 

aus, so kommt der Linzer Wirtschaftswis-

senschafter Friedrich Schneider auf 2,15 

Billionen Euro. Die ertragsreichste Schat-

tenwirtschaft ist in Deutschland zugange, 

mit 351 Milliarden Euro, wobei ihr Anteil an 

der der gesamten Wirtschaftsleistung bei 

13 Prozent liegen dürfte (Österreich: acht 

Prozent; Bulgarien: 31 Prozent).

Die eingangs aufgezählten Beispiele be-

treffen gewissermaßen den privaten Be-

reich. Geht es nach Arbeiterkammer (AK) 

und Krankenkasse, wird in bestimmten 

professionellen Sparten ebenso professi-

onell gepfuscht.

Schattenseiten  

Als Spitzenreiter gelten die Gastronomie 

und das Baugewerbe. Bei der AK neigt 

man sogar zu der Ansicht, dass etwa 45 

Prozent der Gasthäuser „Tatorte“ wären, 

in denen sozusagen organisierter Sozial- 

bzw. Lohn- und Steuerbetrug stattfinden 

soll, weil Löhne und tatsächlich geleiste-

te Arbeit nicht übereinstimmen würden. 

Eine von der AK angestellte Hochrech-

nung macht deutlich, dass die Schatten-

wirtschaft auch für die Beteiligten ihre 

unmittelbaren Schattenseiten hat: Denn 

wer etwa fünf Jahre nicht und zehn Jah-

re falsch angemeldet ist, würde bei der 

Pension letztendlich rund 100.000 Euro € 

einbüßen, heißt es.

Lassen wir den Pfusch beiseite, widmen 

wir uns der „richtigen“ Kriminalität. Denn 

speziell bestimmte Formen des organi-

sierten Verbrechens sind untrennbar mit 

der (Schatten-)Wirtschaft verknüpft, flie-

ßen ihre Erträge doch auf verschlungenen 

Wegen (Stichwort: Geldwäsche) in den 

regulären Wirtschaftskreislauf (zurück) 

und führen so zu Wettbewerbsverzer-

rungen in gar nicht mehr feststellbaren 

Dimensionen. So ist die Summe aller Fälle 

von Wirtschaftskriminalität (ein auch sehr 

facettenreiches Kapitel, Anm.) in der Kri-

minalstatistik keine wirkliche Größe, nach 

Ansicht des deutschen Bundeskriminal-

amtes ist sie aber für die Hälfte des ge-

samten durch Verbrechen aller Art verur-

sachten Schadens verantwortlich, der in 

der Statistik ausgewiesen wird.

Scheinrechnungen und 

Schmiergelder

Einige weitere Beispiele, deren (geschätz-

te) Ausmaße zumindest meine Vorstel-

lungskraft, wie viel Geld das eigentlich 

wirklich ist, weit übersteigen:

Laut Interpol krallten sich Internet-Be-

trüger in Europa im vergangenen Jahr 

750 Milliarden Euro, Tendenz steigend. 

Zugleich streiften Menschenhändler laut 

UNO weltweit mehr als 24 Milliarden Euro 

ein; mit gefälschten Produkten wurden 

192 Milliarden Euro erwirtschaftet; der 

Rauschgifthandel brachte knapp 250 

Milliarden Euro ein. Die Auflistung ließe 

sich beliebig fortsetzen, ich denke da 

nur an die derzeit allgegenwärtigen Kor-

ruptionsvorwürfe, bei denen Scheinre-

chungen und Schmiergelder ebenso eine 

Rolle spielen wie Politiker und Manager 

staatsnaher Betriebe. Wobei ich zugebe: 

Einige Zahlen sind nicht nachvollziehbar, 

widersprüchlich und nicht „stimmig“, 

auch wenn sie aus Aussendungen ver-

schiedenster angesehener Organisati-

onen stammen beziehungsweise nach 

deren Angaben publiziert wurden. Aber 

eigentlich ist die wahre Größenordnung 

auch egal. Bedenklich stimmt sie allemal, 

vor allem wenn man sich vor Augen führt, 

dass das österreichische Bruttoinlands-

produkt zu laufenden Preisen 2012 bei 

rund 307 Milliarden Euro lag. Ob es da 

eine Rolle spielt, wenn die Friseurin der 

Frau Gemahlin um 20 Euro „reicher“ den 

Heimweg antritt – das muss wohl jeder 

mit sich selbst ausmachen.

• peter.grolig@kripo.at

Pfuscher
unter sich
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Sicherheitskonferenz

Die Frage, wo die Zukunft hingeht, ist seit „Quo vadis?“ nicht neu. 
Üblicherweise erstrecken sich Vorschauen auf ein paar Monate, ma-
ximal wenige Jahre. Das „Kuratorium Sicheres Österreich (KSÖ)“ 
blickte bei seinem am 12. September im Kongresscenter der Reed 
Messe Wien abgehaltenen Sicherheitskongress sehr weit in die Zu-
kunft. Der Titel sagt es bereits: 2030.

Wo wird uns das digitale Zeitalter hinführen? Wo wird die digitale Welt in 17 Jahren stehen? Welchen Möglichkeiten und Gefahren 

werden wir begegnen? Den Versuch einer Antwort (denn sicher kann es niemand sagen) gaben hochrangige Wissenschaftler 

und Manager der Branche. Smart Living, Cloud Computing und Big Data, digitale Identitäten, Partizipation und eGovernment 

waren die Schlagwörter der Vorträge, Panels und Diskussionen. Dass man selbst solche, für den Laien fremdartig klingende The-

men, allgemein verständlich darbieten kann, zeigte Prof Dr. Viktor Mayer-Schönberger. Sein Vortrag, der erklärte, dass ohne das 

Sammeln von Daten heute nichts mehr geht, fand allgemeine Bewunderung. Prof. Karl Rose präsentierte die vom KSÖ und BMI 

beauftragte Studie mit dem Titel „Mit Sicherheit in die technologische Zukunft“, in der die Möglichkeiten und Gefahren der digi-

talen Welt bis 2030 behandelt wurden. Christian Kletzl, Vizepräsident von IBM, zeigte die Bedeutung des Couds, der gleichzeitig 

Sicherheit bietet, aber auch Angriffspunkt ist, auf. Andrew Cushmann, Senior Direktor von Mikrosoft, bewies den Untergang der 

analogen Welt.

Die Bedeutung des Kongresses bewies die Anwesenheit von der Innenministerin Mag. Johanna Mikl-Leitner und einer große An-

zahl führender österreichischer Beamter und Manager.

Den Gefahren der digitalen Welt kann nur eine Phalanx von Staat, Wirtschaft und Wissenschaft begegnen, so der allgemeine 

Tenor. Dem KSÖ ist zu verdanken, dass diese Verbindung in Österreich auf bestmöglichem Stand ist.

Das Marathonduell Erster Fall für 

Mayer&Katz

Sabina Naber

Während des Wien-Marathons ermordet ein Mann seine Ver-

lobte. Ein Krimi, der im ersten Kapitel den Mord beschreibt, 

um den sich die gesamte Handlung dreht, ist eher außerge-

wöhnlich, noch dazu lässt die Schilderung kaum Zweifel an 

Täter und Tathergang.

Rasch wechselt die Erzählung zu einer zweiten Ebene, der 

Leser ist zum Mitdenken aufgefordert. Die Autorin baut die 

Geschichte in den beiden Erzählsträngen „Marathon“ und 

„Ermittlung“ auf, die einander in kurzen Abschnitten abwech-

seln, das Netz immer enger knüpfen. An manchen Stellen fragt 

sich der Leser, ob nicht doch alles ganz anders gewesen sein 

könnte, wird aber rasch wieder zurück zum roten Faden des 

Buchs geführt. Sympathisch ist der Schluss der Geschichte 

aufgebaut, denn die Autorin versagt sich eine detaillierte Be-

schreibung der Szene und lässt dem Leser Raum für eigene 

Fantasien. 

Ungewöhnlich und fesselnd bis zur letzten Seite.

Gmeiner-Verlag 2013, ISBN 978-3-8392-1379-7
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